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LEADOFF

Liebe Mitglieder, 
Noch vor kurzer Zeit war China 
ein Thema für Experten. Als die 
pmg im Oktober 2001 mit unse-
ren Partnern vom Washingtoner 
Center for Strategic and Internati-
onal Studies einen "U.S.-German 
Bilateral Dialogue on China" er-
öffnete, gab es noch zahlreiche 
Informationsdefizite über die je-
weiligen China-Politikansätze 
beiderseits des Atlantiks. Diese 
Zeiten gehören nun längst der 
Vergangenheit an. China ist heu-
te längst mitten unter uns – in 
Form von High-Tec-Kränen im 
Hamburger Hafen, über den Öl-
preis an den Zapfsäulen unserer 
Tankstellen und natürlich auch in 
der Politik.  
 
Vom 21.-23. Mai 2006 wird Bun-
deskanzlerin Angela Merkel mit 
einer großen Delegation in die VR 
China reisen. Die chinesische 
Führung knüpft an diesen Besuch 
hohe Erwartungen. Sie wird dabei 
sicherlich ausloten, in wie weit 
sich die deutsche Außenpolitik an 
den von Berlin bekundeten Wert-
maßstäben orientiert und welche 
nationalen Interessen sie vertritt.  
 
Drei pmg-Mitglieder informieren 
mit dieser Ausgabe über Chinas 
Kerninteressen, Energie- und Af-
rikapolitik und geben darauf auf-
bauend eine Reihe von Empfeh-
lungen. 

Ralph Thiele, Vorstandsvorsitzender  
 

Chinas 
Kerninteressen 
 
Will man die Außen-, Sicherheits- 
und Wirtschaftspolitik der VR 
China näher analysieren, ist ein 
Blick auf die Kerninteressen Pe-
kings unverzichtbar.  

• Primäres Interesse ist der 
Wunsch nach Stabilität, nach 
innen und nach außen. Peking 
braucht ein stabiles Umfeld, 
um die Modernisierung des 
Landes vorantreiben zu kön-
nen. 

• Sicherstellung der Souveräni-
tät und Integrität des Landes. 
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• Wiedervereinigung mit Tai-

wan, wobei die chinesische 
Führung der Wirtschaftsent-
wicklung des Landes eine 
größere Aufmerksamkeit wid-
men will. 

• Im Rahmen der strategisch  
orientierten offensiven Außen-
politik vermehrtes Engage-
ment in Lateinamerika, Afrika 
und den zentralasiatischen 
Republiken zum Zwecke der 
Energie- und Rohstoffversor-
gung. Dabei Sicherung chine-
sischer Interessen in den Ver-
einten Nationen und anderen 
internationalen Organisatio-
nen. 

THEMEN
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• Zurückdrängung des amerika-
nischen Einflusses aus der  
asiatisch-pazifischen Region, 
jedoch keine völlige Verdrän-
gung. Betonung des Koopera-
tionswillens der VR China im 
Falle von Differenzen mit den 
USA. 

• Aufrechterhaltung oder Ver-
wirklichung von Souveräni-
tätsansprüchen im Südchine-
sischen Meer. 

• Modernisierung der chinesi-
schen Streitkräfte, mit Schwer-
punkt Luft- und Seestreitkräfte, 
um regionale Ambitionen in 
der asiatisch-pazifischen Re-
gion glaubwürdig vertreten zu 
können. 

 
 
 

THEMEN

Chinas Energie-
unsicherheit –  
Auswirkungen für die 
deutsche und europä-
ische Energieaußen-
politik 
 
Kaum eine andere außen- und si-
cherheitspolitische Herausforde-
rung der asiatisch-pazifischen 
Region ist in Europa bis vor kur-
zem so übersehen worden wie 
jene der energiepolitischen Impli-
kationen für die Außen- und Si-
cherheitspolitik der Regionalstaa-
ten sowie die regionale und glo-
bale politische Stabilität. Vor al-
lem die Auswirkungen des rapide 
steigenden chinesischen Ener-
giebedarfs (einschließlich für Eu-
ropa und die EU) für eine global 
stabile Energieversorgung und 
weltordnungspolitische Heraus-
forderungen wurden dabei in Eu-
ropa weitgehend ignoriert oder in 
ihrer strategischen und globalen 
politischen Bedeutung verkannt. 
Erst im Zuge der gegenwärtigen 
Iran-Krise und der Weiterleitung 
der iranischen Nuklearfrage an 
den UN-Sicherheitsrat, der nicht 
nur von Russland, sondern vor al-
lem auch von Peking blockiert 
worden war, wurde die enge Ver-
flechtung zwischen der chinesi-
schen Energie- und seiner globa-
len Außen- sowie Sicherheitspoli-

tik deutlich. Dies gilt umso mehr, 
als auch die chinesische Sudan- 
und Afrikapolitik in hohem Maße 
durch die Energieabhängigkeit 
Pekings erklärt wird. 
 
Auch ist unverkennbar der Auf-
bau von Marinestützpunkten (wie 
Gwadar in Pakistan) und Ge-
heimdiensteinrichtungen ("Pearl 
of String"-Strategie) entlang des 
Indischen Ozeans, der Malakka-
Straße und des Südchinesischen 
Meeres als langfristige Absiche-
rungsstrategie für die rapide zu-
nehmenden maritimen Energie-
importe aus dem Mittleren Osten 
(vor allem Iran und Saudi-
Arabien) und als integraler Be-
standteil einer auf 30-40 Jahre 
angelegten Marinestrategie zum 
Aufbau einer mit den USA kon-
kurrenzfähigen "Blue Water Navy" 
erkennbar. 
 
Insofern werfen der steigende a-
siatische Energiebedarf im All-
gemeinen und der chinesische im 
Besonderen sowie insbesondere 
Pekings ehrgeizige neo-merkan-
tilistische und zumeist aktionisti-
sche "Energiediplomatie" zahlrei-
che Fragen nicht nur für die asia-
tisch-pazifische Region und die 
USA auf, sondern auch hinsicht-
lich der globalen Energieversor-
gung sowie der weltweiten au-
ßen- und sicherheitspolitischen 
Ordnungspolitik – und damit auch 
der EU und Deutschlands. Einige 
Fakten des asiatischen und chi-
nesischen Energiebedarfs wäh-
rend der letzten 15 Jahre sollen 
dies unterstreichen: 
• Seit 1990 ist China zum Netto-

importeur von Energie und seit 
November 1993 auch zum 
Nettoimporteur von Rohöl ge-
worden.  

• Das Ungleichgewicht zwi-
schen dem aus dem Wirt-
schaftswachstum und der Be-
völkerungszunahme resultie-
renden Bedarf sowie der ein-
heimischen Energieproduktion 
nimmt tendenziell weiter zu, so 
dass China bereits im Jahr 
2000 nur noch 70 Prozent sei-
nes gesamten Energiebedarfs 
aus eigenen Vorkommen de-
cken konnte.  

• Im Zeitraum 1993-2002 stieg 
der chinesische Ölverbrauch 
um fast 90 Prozent, während 

die nationale Ölproduktion nur 
um 15 Prozent zunahm.  

• Inzwischen ist China mit rund 
13 Prozent der Weltenergie-
nachfrage Ende 2005 (2004: 
noch 11 Prozent) zum global 
zweitgrößten Energiekonsu-
menten nach den USA aufge-
stiegen, während das Land 
gleichzeitig der drittgrößte glo-
bale Energieproduzent und 
der weltweit größte Verbrau-
cher von Kohle ist.  

• Im Zeitraum 2000-2004 ist 
China allein für 40 Prozent des 
Anstiegs der globalen Rohöl-
nachfrage verantwortlich. Chi-
na verfügt aber nur über 2,43 
Prozent der derzeit weltweit 
nachweisbaren Rohöl- und 1,2 
Prozent der globalen Erdgas-
reserven.  

• Gleichzeitig wird sich auch die 
Erdgasnachfrage in China im 
Zeitraum bis 2030 vermutlich 
von 32 Milliarden Kubikmetern 
(bcm) im Jahr 2000 auf 61 
bcm in 2010 und 162 bcm im 
Jahr 2030 verfünffachen. 

• Setzen sich die gegenwärtigen 
Energietrends linear fort, 
könnte China in weniger als 30 
Jahren sogar die USA beim 
Primärenergieverbrauch über-
holt haben. Vorerst aber ist 
China mit erheblichen innen-
politischen Strukturschwächen 
in seinem staatlichen Energie-
sektor konfrontiert, der trotz 
zahlreicher staatlicher Eingrif-
fe, neuen staatlichen Regulie-
rungsbehörden und Reformen 
in den letzten Jahren nicht 
wirklich zu größeren Energie-
einsparungen und verbesser-
ter Energieeffizienz geführt 
hat. 

 
Auswirkungen für  
die EU-Politik 
Vor dem Hintergrund eines zu-
nehmenden "Energie- und Res-
sourcennationalismus" nicht nur 
in Asien könnten die gegenwärti-
gen strategischen Trends zwi-
schen weltweit steigender Ener-
gienachfrage und -produktion in 
der Zukunft auch negative außen- 
und sicherheitspolitische Auswir-
kungen haben und die Konkur-
renz über strategische Rohstoffe 
wie Erdöl und Erdgas verschär-
fen. Dies gilt vor allem dann, 
wenn sich die globalen Liberali-
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sierungs-, Deregulierungs- und 
Privatisierungsreformen nicht 
ausreichend oder schnell genug 
weltweit durchsetzen werden. 
Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass vor allem der weltweite Roh-
ölmarkt (und zunehmend auch 
der globale Gasmarkt) von zahl-
reichen politischen Faktoren ab-
hängig und stark beeinflusst ist.  
 
Vor allem in Asien könnten sich 
aber aufgrund historisch traditio-
nellen Autarkiedenkens (insbe-
sondere in China) – mit Auswir-
kungen bis in die Gegenwart – 
und problematischer bilateraler 
Beziehungen ohnehin bestehen-
de strategische Konkurrenzen 
(besonders zwischen China, In-
dien, Japan, Korea u.a.) ver-
schärfen und den seit Mitte der 
90er Jahre zu beobachtenden 
Rüstungsaufwuchs in einer von 
großer Unsicherheit und dynami-
schem Wandel geprägten Welt-
region zu einem wirklichen regio-
nalen Rüstungswettlauf eskalie-
ren lassen. Dies zeigt sich ge-
genwärtig an den Territorial- und 
Ressourcenkonflikten in Nordost-
asien mit ihren globalen Auswir-
kungen (russisch-chinesischer-
japanischer Pipelinebau; Territo-
rial- und Ressourcenkonflikte 
zwischen Japan und China um 
die Senkaku-Inseln sowie jener 
zwischen Südkorea und Japan 
um die Dokdo-/Takeshima-
Inselgruppe). Vor diesem Hinter-
grund sollte sich die "Energieau-
ßenpolitik" Deutschlands und der 
EU gegenüber China von folgen-
den Gesichtspunkten leiten las-
sen: 
1. Im Zeitalter einer sich be-

schleunigenden Globalisierung 
werden die deutsche und eu-
ropäische Energiepolitik und 
Versorgungssicherheit immer 
stärker von geopolitischen 
Faktoren beeinflusst. Dies gilt 
insbesondere hinsichtlich der 
russischen, chinesischen und 
indischen Energiepolitik, wo 
staatliche Energiekonzerne 
nicht nach primär betriebswirt-
schaftlichen Gewinninteres-
sen, sondern auch oder sogar 
vorherrschend nach außen- 
sowie geopolitischen Interes-
sen agieren. 

2. Die EU, China, Indien und an-
dere Großmächte wie die USA 
und Japan konkurrieren um 

dieselben Energieressourcen 
im Mittleren Osten, Russland, 
Zentralasien und Afrika. Somit 
wird die Frage, ob diese Län-
der fähig und politisch willens 
sind, durch stärkere Koopera-
tion die regionale und globale 
Energieversorgung zu sichern 
oder ob sie in noch größere 
Konkurrenz verfallen, davon 
abhängen, ob sie einer "Markt-
Strategie" oder einem "strate-
gisch-geopolitischen Ansatz" 
bei ihrer Energiepolitik folgen. 
Eine noch größere Konkurrenz 
könnte zu strategischen Rivali-
täten, Ressourcenkonflikten 
oder sogar zu offenen gewalt-
tätigen Konflikten führen. In 
Asien ist eine verstärkte Res-
sourcenkonkurrenz – vor allem 
zwischen China, Japan, Indien 
und den USA – bereits seit 
Mitte der 90er Jahre erkenn-
bar. 

3. Unter diesen Umständen 
müssen die EU und ihre Mit-
gliedstaaten ihre verstärkte 
Aufmerksamkeit der Bedeu-
tung geopolitischer Faktoren 
für ihre eigene Energiesicher-
heit schenken, ohne ihren 
marktwirtschaftlichen Grund-
ansatz für die längerfristige 
Zukunft aufzugeben. Die Fra-
ge der europäischen Versor-
gungssicherheit kann dabei 
faktisch jedoch nicht länger 
der europäischen Industrie 
überlassen werden, sondern 
muss als außen- und sicher-
heitspolitische Herausforde-
rung im Kontext eines erwei-
terten Sicherheitsbegriffs ver-
standen werden. Sie ist somit 
primär Aufgabe der National-
staaten der EU und bedarf ei-
ner verstärkten EU-Kooperati-
on mit der Zielsetzung einer 
wirklich Gemeinsamen Euro-
päischen Energiepolitik 
(GEEP). Nationalstaatliche 
Ansätze und Strategien allein 
sind bereits heute unzurei-
chend, um global die Heraus-
forderungen einer verstärkten 
Ressourcenkonkurrenz zu 
bewältigen und eine verstärkte 
regionale sowie globale Ener-
giekooperation zu beeinflus-
sen.  

4. Die Lösung der Energieprob-
leme (vor allem des Bedarfs 
und damit des ausreichenden 
Imports) ist direkte Vorausset-

zung für ein hohes Wirt-
schaftswachstum der nächs-
ten Jahre. Nur ein ähnlich ho-
hes Wirtschaftswachstum von 
zumindest 6-8 Prozent garan-
tiert der chinesischen Füh-
rung, dass sie auch die zu-
nehmenden sozio-ökono-
mischen Probleme in der In-
nen- und Wirtschaftspolitik lö-
sen kann. Damit aber ist die 
Frage der Energiesicherheit 
unmittelbar mit jener um die 
zukünftige Regimesicherheit 
verbunden – mit entsprechend 
hohen Hürden für die Außen-
welt. 

5. Das Ziel des Westens, Chinas 
Einbindung in internationale 
Strukturen – unter der Voraus-
setzung, dass Peking die glei-
chen Regeln befolgt wie ande-
re Staaten – zu forcieren, wird 
das wichtigste strategische 
Ziel und die wichtigste strate-
gische Voraussetzung für die 
nächsten Jahre bleiben. China 
ist bereits heute ein globaler 
"Stake-Holder", der jedoch 
weltpolitische Verantwortung 
für Fragen von Frieden und 
Sicherheit nur begrenzt über-
nimmt bzw. der sich weiterhin 
von eher kurzfristigen und 
damit oft kurzsichtigen Wirt-
schaftsinteressen leiten lässt, 
anstatt primär globalen ord-
nungspolitischen Stabilitätsin-
teressen zu folgen. 

6. Seitens der EU und Deutsch-
lands gilt es daher in den je-
weiligen Energiedialogen mit 
China, nicht nur Peking wei-
terhin mit Technologietrans-
fers zur Verbesserung von 
Energieeffizienz, -einsparun-
gen und des Umweltschutzes 
unter die Arme zu greifen. 
Vielmehr ist auch eine kriti-
sche Diskussion über die chi-
nesischen Energiestrategien 
und die infolge der chinesi-
schen Energieabhängigkeiten 
von Importen resultierenden 
außen- und sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen not-
wendig. Die globalen Bemü-
hungen zur Aufgabe der irani-
schen Nuklearwaffenambitio-
nen sind hierbei nur ein aktuel-
les Beispiel. Ein weiteres sind 
die Bemühungen Chinas und 
Indiens, Beziehungen zu "sta-
tes of concern" (wie Myanmar, 
Sudan oder Simbabwe) auf-
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zubauen, um deren Energie-
ressourcen für die eigene 
Wirtschaft zu nutzen. Die Be-
mühungen aber untergraben 
in der politischen Realität sehr 
oft Versuche der USA und der 
EU, diese Staaten politisch 
und wirtschaftlich zu sanktio-
nieren und isolieren, um so 
politische und wirtschaftliche 
Reformen zu forcieren. Dies 
ist zugleich eine Hauptheraus-
forderung und eines der größ-
ten Dilemmas der Chinapolitik 
der EU im nächsten Jahr-
zehnt: Europäische und west-
liche Sicherheitsinteressen 
weltweit zu schützen, gleich-
zeitig Chinas Energie- und 
Umweltprobleme gemeinsam 
zu bewältigen, ohne dabei 
China in die Arme von Paria-
Staaten zu treiben bzw. trei-
ben zu lassen. 

 
 
 
 
 

THEMEN

Pekings Politik  
in Afrika 
 
China verändert die Welt. Das ra-
sante Wirtschaftswachstum der 
Volksrepublik wird begleitet von 
einer immer intensiver werdenden 
Suche nach Rohstoffen und  
Energieträgern. Zwangsläufig ge-
rät damit auch Afrika ins Visier 
der global konzipierten chinesi-
schen Politik. 
 
Afrika als Öllieferant 
1993 wurde die VR China zum 
Nettoimporteur von Erdöl. Bereits 
10 Jahre später, im Jahre 2003, 
überflügelte das Reich der Mitte 
den asiatischen Konkurrenten 
Japan als zweitgrößten Importeur 
von Erdöl nach den USA.  
 
Heute liefert Afrika 28,7 Prozent 
der Erdölimporte Chinas bei stei-
gender Tendenz. Auch sind 76 
bis 100 Prozent des Zuwachses 
der weltweiten Nachfrage nach 
afrikanischen Rohstoffen wie 
Kupfer und Zink unmittelbar auf 
das chinesische Wirtschafts-
wachstum zurückzuführen. 
 

Kein Zweifel also: Peking ist da-
bei, in Afrika vitale Anliegen in 
langfristiger Perspektive zu ver-
folgen. Gut ausgestattete Bot-
schaften in nahezu allen afrikani-
schen Staaten, eine rege Reise-
diplomatie, ein Radiosender in 
Kisuaheli und Mandarin sowie die 
vor kurzem erfolgte Publikation 
eines "Weißbuches Afrika" sind 
eindeutige Belege für die Politik 
einer weltweit agierenden Groß-
macht. 
 
Staatseigene Ölfirmen treiben in 
Afrika eine systematische chine-
sische Petro-Diplomatie. Die Chi-
na National Petroleum Corporati-
on sucht zielgerichtet den Zugang 
zu Nischenmärkten. Dazu gehö-
ren in erster Linie jene Beschaf-
fungsmärkte, die aufgrund inter-
nationaler Kritik oder Sanktionen 
wenig umkämpft werden, sowie 
Staaten, deren Erdölkonzessio-
nen noch nicht vollständig verteilt 
sind. Vor allem die Förderländer 
am Golf von Guinea sind bereit, 
einer Partnerschaft mit Peking 
den Vorrang einzuräumen und 
die bisher in Afrika dominieren-
den Ölkonzerne aus den USA, 
Frankreich, Großbritannien und 
den Niederlanden auf die hinteren 
Plätze zu verweisen. 
 
Interessen statt Prinzipien 
Afrikas Herrscher schätzen die 
nüchterne Interessenpolitik der 
Chinesen. Geschäfte mit Peking 
bedeuten für sie leichtes Geld, 
dessen Verwendung nicht an 
entwicklungs- oder gesellschafts-
politische Vorgaben gekoppelt ist. 
Sicherlich: Auch das Reich der 
Mitte knüpft seine großzügigen 
Dollarkredite an Bedingungen. 
Doch afrikanische Regierungen 
zeigen sich eher bereit, chinesi-
sche Waffen oder Rüstungsgüter 
zu kaufen als freie und faire Wah-
len durchzuführen, die den west-
lichen Gebern lieb und teuer sind. 
 
Unverkennbar ist die chinesische 
Afrikapolitik Teil einer global den-
kenden Machtstrategie und einer 
scharf kalkulierenden Exportwirt-
schaft. Peking verfolgt keine ent-
wicklungspolitischen oder men-
schenrechtlichen Anliegen. Das 
zeigt sich beim offenkundigen 
Bemühen, Afrika als Absatzmarkt 
der chinesischen Rüstungsindust-
rie zu erschließen ebenso wie bei 

der Exportstrategie der chinesi-
schen Textilunternehmen, deren 
Billigprodukte den afrikanischen 
Markt überschwemmen. Aber 
auch andere einfache Konsumgü-
ter chinesischer Herkunft, etwa im 
Bereich der Unterhaltungselekt-
ronik, verdrängen in Afrika zag-
hafte Ansätze zum Aufbau kleiner 
und mittlerer Produktionsstätten. 
Neben der Erschließung neuer 
Absatzmärkte aber geht es Pe-
king vor allem um die weltweite 
Unterstützung in der Taiwan-
Frage, um Bauaufträge und im-
mer wieder um Öl, Pipelines, Raf-
finerien und Hafenanlagen.  
 
Ob in Angola, Nigeria, Gabun  
oder Äquatorialguinea: China in-
vestiert Milliarden in die Erschlie-
ßung von Ölquellen und hat nicht 
die Absicht, in Afrika Fehlinvesti-
tionen zu tätigen. Deshalb setzt 
Peking auf Systemstabilität und 
nicht auf demokratische Experi-
mente. Robert Mugabe in Sim-
babwe, Teodoro Obiang Nguema 
in Äquatorialguinea, Omar Bongo 
Ondimba in Gabun, die Regie-
rungen in Luanda oder Khartum 
werden nach Nützlichkeitsge-
sichtspunkten, nicht nach der 
Menschenrechtslage beurteilt. 85 
Prozent des sudanesischen Öls 
werden durch das Rote Meer und 
die Straße von Aden in die VR 
China verschifft. Was interessie-
ren da störende CNN-Berichte 
über Massaker und Flüchtlingsla-
ger in Darfur? 
 
Schwieriger Wegbegleiter 
Wie also soll sich die EU, immer-
hin größter Geldgeber Afrikas, 
gegenüber der chinesischen Afri-
kapolitik verhalten? Kann das 
rasch zunehmende Gewicht Chi-
nas in Afrika am Ende vielleicht 
doch noch konstruktiv genutzt 
werden? 
 
Die deutsche Beschäftigung mit 
Afrika neigt dazu, den Kontinent 
ausschließlich unter ent-
wicklungs- und menschenrechtli-
chen Gesichtspunkten zu be-
trachten. Macht- und interessen-
politische Aspekte werden ver-
nachlässigt oder ganz verdrängt. 
Gerade die Afrikapolitik der VR 
China aber kann – etwa im Zu-
sammenhang mit der Darfur-
Frage – ein Ansporn sein, unse-
ren südlichen Nachbarkontinent 
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endlich auch aus sicherheitspoli-
tischer Perspektive zu sehen und 
daraus Konsequenzen für das 
Verhältnis zu China abzuleiten.  
 
Peking verfügt in Afrika über ein 
erhebliches Stör- und Einflusspo-
tential, sei es durch die Nutzung 
seines Veto-Rechts zur Blockade 
von VN-Sanktionen oder durch 
die Unterstützung repressiver und 
destabilisierender Regime wie in 
Simbabwe. Die europäische Afri-
kapolitik kann es sich nicht mehr 
leisten, den Faktor China zu igno-
rieren. "Wähle Dir einen Wegbe-
gleiter und erst dann den Weg!" 
empfiehlt ein altes nordafrikani-
sches Sprichwort. Dieser Rat 
könnte hilfreich sein.  
 
Wer verhindern möchte, dass in-
ternationale Bemühungen zur  
ökonomischen und demokrati-
schen Entwicklung Afrikas unter-
laufen und Programme zur Ein-
dämmung von Misswirtschaft und 
Korruption wirkungslos bleiben, 
muss China aus entwicklungspoli-
tischen, aber auch aus sicher-
heitspolitischen Erwägungen in 
die internationale Afrikapolitik ein-
beziehen. Kritische Fragen müs-
sen auch im Gespräch mit Peking 
ernsthaft und regelmäßig gestellt 
werden. Warum unterläuft Peking 
mit seinen Waffenlieferungen die 
internationalen Bemühungen, den 
Export von small arms nach Afri-
ka zu unterbinden? Welche Mög-
lichkeiten sieht Peking, verstärkt 
an entwicklungspolitischen An-
strengungen der internationalen 
Gemeinschaft in Afrika teilzu-
nehmen? Die chinesischen Ge-
sprächspartner werden sich auf 
dem Weg zu einem stabilen Afri-
ka als schwierige Begleiter erwei-
sen. Aber ohne oder gar gegen 
sie werden westliche Entwick-
lungsstrategien in Afrika künftig in 
eine Sackgasse führen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

THEMEN

10 Politische  
Empfehlungen 
 
1. Die politischen Eliten in der 
Bundesrepublik Deutschland und 
in der Europäischen Union sollten 
erkennen, dass die VR China 
nicht nur ein wichtiger strategi-
scher Partner, sondern in zuneh-
mendem Maße zugleich auch ein 
strategischer Wettbewerber wer-
den wird. Mit China einen Dialog 
über Fragen von strategischer 
Relevanz zu führen, so zum Bei-
spiel über die sich deutlich ab-
zeichnenden Ambitionen des I-
ran, Atommacht werden zu wol-
len, wird daher zukünftig um so 
wichtiger. 
 
Die Kanzlerin sollte in diesem Zu-
sammenhang darauf verweisen, 
dass die Bundesregierung auch 
weiterhin eine diplomatische Lö-
sung mit dem Iran anstrebt, der 
internationale politische Druck je-
doch weiter erhöht werden muss. 
Da sich die US-Regierung aber 
alle Optionen offen hält, kann 
auch ein militärischer Schlag ge-
gen den Iran nicht ausgeschlos-
sen werden. Eine militärische Es-
kalation ist sicherlich nicht im chi-
nesischen Interesse, da 80 Pro-
zent der Öltransporte über die 
Straße von Hormuz und die Ma-
lakka-Straße nach China abgewi-
ckelt werden. Die europäischen 
und amerikanischen Bemühun-
gen zur Beilegung des Iran-
Konflikts zu unterstützen, lägen 
somit in ureigenstem chinesi-
schen Interesse, da eine irani-
sche Nuklearwaffenoption die zu-
künftige politische Stabilität in der 
gesamten Golfregion in Frage 
stellt. 
 
2. Die Aussage der Kanzlerin, 
dass sich die deutsche Außenpo-
litik auch stärker an Werten orien-
tieren wird, sollte auch an den 
Reiseaktivitäten von Frau Dr. 
Merkel erkennbar werden. Für die 
asiatisch-pazifische Region be-
deutet dies: Stärkung der Zu-
sammenarbeit mit demokrati-
schen Staaten wie Japan, Indien, 
Australien sowie Indonesien als 
bedeutsamsten Land der ASEAN-
Staatengemeinschaft im Sinne 
einer ausgewogeneren sowie 

weniger China- und wirtschafts-
lastigen Asienpolitik, wie dies das 
Auswärtige Amt seit Sommer 
2005 bereits als Lehre aus dem 
Rüstungsembargokonflikt mit 
China zu implementieren ver-
sucht. 
 
3. Unterstrichen werden sollte 
die Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland, Konflikte mit friedli-
chen Mitteln beizulegen. Dies gilt 
insbesondere auch für die Bezie-
hungen Pekings gegenüber Tai-
wan, da China inzwischen mehr 
als 700 Kurz- und Mittelstrecken-
raketen an der Küste gegenüber 
Taiwan disloziert hat und den mi-
litärischen Druck zusätzlich durch 
die Stationierung von Hunderten 
von Marschflugkörpern in den 
nächsten Jahren erhöhen wird. In 
diesem Kontext sollten Deutsch-
land und die EU vor allem gegen-
über Peking auf einer Demilitari-
sierung der Beziehungen dringen. 
 
4. Die Bemühungen der VR 
China zur Fortführung der Sechs-
Parteien-Gespräche werden von 
Deutschland begrüßt. Eine 
schrittweise Annäherung zwi-
schen Nord- und Südkorea sollte 
politisch und wirtschaftlich unter-
stützt werden, wenn die Verhand-
lungen voranschreiten und dies 
aus Sicht der 6-Verhandlungs-
parteien für sinnvoll erachtet wird 
(komplementäre statt auf Konkur-
renz setzende EU-Politik ist hier-
bei notwendig). 
 
5. Da die Bundesrepublik 
Deutschland demokratische und 
sicherheitspolitische Reformen in 
Afrika fördert, unterminiert die Un-
terstützung der VR China so ge-
nannter Paria-Staaten, wie zum 
Beispiel Zimbabwe und Sudan, 
internationale Ordnungsbemü-
hungen. Hier sollte China mit Be-
dacht und mehr im Sinne langfris-
tiger Stabilitätsinteressen agieren, 
da ansonsten verschärfte Ausei-
nandersetzungen auch mit der 
EU zu erwarten sind. 
 
6. Hinweis auf die chinesische 
Produktpiraterie, die sich negativ 
auf die bilateralen Wirtschaftsbe-
ziehungen auswirkt. Immer mehr 
deutsche Firmen, insbesondere 
die der mittelständischen Wirt-
schaft, ziehen sich aus dem Chi-
nageschäft zurück. 
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7. Die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
der VR China sollte fortgesetzt 
werden, wobei Berlin darauf ach-
ten sollte, dass Peking in die Fi-
nanzierung von ganz konkreten 
Projekten mit eingebunden wird. 
Dessen ungeachtet ist in der EU 
zu überprüfen, inwieweit der offi-
zielle Entwicklungsstatus für Chi-
na noch unter wirtschaftlichen 
und politischen Gesichtspunkten 
zeitgemäß ist. Als zunehmende 
wirtschaftspolitische Supermacht 
– wenn auch mit erheblichen in-
nenpolitischen Disparitäten und 
strukturellen Verwerfungen – leis-
tet sich China heute bereits den 
zweit- oder drittgrößten Verteidi-
gungshaushalt der Welt und un-
terhält eines der ehrgeizigsten 
Weltraumprogramme, das vor al-
lem militärischer Natur ist und aus 
dem Verteidigungshaushalt be-
zahlt wird. Die konkreten und 
sinnvollen Entwicklungspro-
gramme sollten gleichwohl unter 
anderen "Dächern" und Pro-
grammen fortgeführt werden. 
 
8. Die Bundesrepublik Deutsch-
land sollte auch weiterhin in den 
Bereichen ihre Unterstützung und 
Beratung anbieten, in denen die 
VR China große Probleme hat, 
wie zum Beispiel Umweltproble-
matik und Ressourcenausstat-
tung, Verbesserung der Energie-
effizienz und -einsparung, Ar-
beitsmarkt und soziale Sicherheit, 
Engpässe im Bereich Infrastruk-
tur, Probleme im Banken- und Fi-
nanzsektor, Migrationsbewegun-
gen, starke Einkommensunter-
schiede zwischen einzelnen Be-
völkerungsgruppen, sich ab-
zeichnende Probleme aufgrund 
der demographischen Entwick-
lung in der VR China etc. 
 
9. Die Asienpolitik der Bundes-
republik Deutschland wird in der 
Gesamtkonzeption der außen- 
und sicherheitspolitischen Bezie-
hungen unseres Landes, der 
Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) der EU 
und der Zukunft der transatlanti-
schen Beziehungen an strategi-
scher Bedeutung gewinnen. So-
mit ist es auch im Bundeskanz-
leramt zwingend erforderlich, eine 
entsprechende Asienexpertise 
aufzubauen. 

Generell gilt es, die Informations-
gewinnung in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Europäi-
schen Union über politische, wirt-
schaftliche und militärische Ent-
wicklungen in der VR China zu 
verbessern. Hierzu können bei-
tragen: 
- Regelmäßige Berichterstattung 

der deutschen Botschaften über 
chinesische Aktivitäten in ihren 
Gastländern. Da die VR China 
im Rahmen ihrer "soft policy" 
auch ihre kulturellen Aktivitäten 
massiv verstärkt, sollte ebenfalls 
darüber berichtet werden. 

- Beauftragung der Delegations-
büros der Europäischen Kom-
mission zur kontinuierlichen Be-
richterstattung über Chinas Ak-
tivitäten in den Einsatz- und 
Zielländern. 

- Bereitstellung dieser Informatio-
nen an das Situation Center 
(SITCEN) im Ratssekretariat in 
Brüssel zum Zwecke der Analy-
se. 

- Verbesserung der Kooperation 
zwischen dem Krisenzentrum 
der EU-Kommission und dem 
SITCEN auf dem Gebiet Open 
Sources Intelligence (OSINT). 

- Stärkere operative Nutzung der 
Expertise politischer Stiftungen, 
wissenschaftlicher Institutionen 
wie Think Tanks in der Bundes-
republik Deutschland und in der 
EU. 

- Nutzung des Joint Research 
Centers in Brüssel. 

- Anhebung des Wissenstandes 
innerhalb der Europäischen  
Union, basierend auf Chinaana-
lysen des SITCEN als Grundla-
ge für politische Entscheidun-
gen. 

 
10. Als wichtiges Element einer 
auf Erfolg gerichteten Politik soll-
ten sich die politischen und wirt-
schaftlichen Eliten in der Bundes-
republik Deutschland und in der 
Europäischen Union auch ver-
stärkt eine interkulturelle Kompe-
tenz aneignen, zumal in diesem 
Bereich ein erheblicher Nachhol-
bedarf besteht. 
__________________________ 
Dr. Peter Roell, Berlin 
Dr. Frank Umbach, Berlin 
atlanticus 

Dr. Peter Roell ist Präsident des Instituts für 
Strategie- Politik- Sicherheits- und Wirt-
schaftsberatung (ISPSW) in Berlin. 

Dr. Frank Umbach ist Resident Fellow am 
Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik (DGAP) in Berlin und 
und Co-Chair von CSCAP-Europe. 

Die Beiträge geben die persönlichen Auffas-
sungen der Verfasser wieder. 
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